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Arbeitshilfe für die kirchliche Steuerpraxis

Kirchliche Tätigkeiten und ihre steuerliche Relevanz
1.
Bei der Wahrnehmung ihres Verkündigungsauftrages werden die evangelische und katholische Kirche auf vielfältige Art und Weise auch wirtschaftlich tätig. So betreiben sie Kindergärten und Krankenhäuser, sie veranstalten Kirchen- und Katholikentage oder bieten entgeltliche Kirchenführungen an. Es stellt sich die Frage, inwieweit sie hiermit steuerlich relevante Tätigkeiten ausüben und ggf. Körperschaft- und Gewerbesteuer sowie Umsatzsteuer abzuführen haben.

2.
Zwar agiert die Finanzverwaltung in diesem Bereich bislang großzügig im Sinne der Kirchen. Es ist aber auf die Feststellungen des Bundesrechnungshofes hinzuweisen, dass Finanzämter bei öffentlich- rechtlichen Religionsgemeinschaften und diesen nahe stehenden Einrichtungen die Erfassung und Besteuerung von Betrieben gewerblicher Art und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben nicht hinreichend prüfen. Insoweit wurde die Finanzverwaltung aufgefordert, künftig verstärkt hierauf zu achten. Der steuerlichen Beurteilung kirchlicher Aktivitäten wird daher in Zukunft verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen sein.

3.
Hinsichtlich der Wahrnehmung etwaiger steuerlicher Verpflichtungen ist auf die Haftung der gesetzlichen Vertreter juristischer Personen nach §§ 69, 34 Abgabenordnung (AO) hinzuweisen. Soweit entstandene Steuern in Folge vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Verletzung der den gesetzlichen Vertretern obliegenden steuerlichen Verpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig festgesetzt oder bezahlt werden, haften die gesetzlichen Vertreter mit ihrem persönlichen Vermögen.

4.
Für die steuerliche Beurteilung der Kirchen und ihrer Untergliederungen (Bistümer, Landeskirchen, Gemeinden) gelten die folgenden Grundsätze:

· Nach § 1 Abs. 1 Nr. 6 Körperschaftsteuergesetz (KStG) unterliegen Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht.

· Im Fall einer Gewinnerzielungsabsicht unterliegen sie des Weiteren der Gewerbesteuerpflicht, § 2 Abs. 1 Gewerbesteuergesetz (GewSt), § 2 Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung.

· Nach § 2 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) begründen die juristischen Personen des öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art ein Unternehmen im umsatzsteuerlichen Sinne und können somit auch umsatzsteuerbare und ggf. umsatzsteuerpflichtige Leistungen erbringen.

5.
Die evangelische und die katholische Kirche sind mit ihren wesentlichen Untergliederungen juristische Personen des öffentlichen Rechts, Artikel 140 Grundgesetz i.V.m. Artikel 137 Abs. 5 Weimarer Verfassung. Ihre Aktivitäten sind daher entsprechend den allgemeinen Grundsätzen auf die mögliche Begründung eines Betriebes gewerblicher Art hin zu prüfen.

6.
Nach § 4 Abs. 1 KStG ist ein Betrieb gewerblicher Art (BgA) eine Einrichtung, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft dient und die sich innerhalb der Gesamtbetätigung der juristischen Person wirtschaftlich heraushebt. Die Absicht, Gewinn zu erzielen, und die Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr sind nicht erforderlich. Betriebe, die überwiegend der Ausübung der öffentlichen Gewalt dienen (Hoheitsbetriebe), stellen keinen BgA dar, § 4 Abs. 5 KStG.

7.
Der Begriff des BgA`s wird somit insbesondere durch zwei Merkmale geprägt. Zum einen muss es sich um eine wirtschaftliche Tätigkeit der juristischen Person des öffentlichen Rechts außerhalb der Land- und Forstwirtschaft handeln, die über eine bloße Vermögensverwaltung hinausgeht. Zum anderen muss sich diese Tätigkeit innerhalb der Gesamtbetätigung der juristischen Person wirtschaftlich herausheben.

8.
In der Praxis gilt es daher, hinsichtlich jeder einzelnen kirchlichen Tätigkeit gesondert zu klären, ob es sich insoweit um eine wirtschaftliche Betätigung oder um eine "hoheitliche Betätigung" nach § 4 Abs. 5 KStG bzw. um eine Maßnahme der Vermögensverwaltung handelt. Nach herrschender Meinung können auch Kirchen und ihre Untergliederungen öffentliche Gewalt im Sinne des § 4 Abs. 5 KStG ausüben, obwohl sie nicht Bestandteil des Staates sind und somit keine staatliche Gewalt wahrnehmen. Die Voraussetzungen hoheitlicher Tätigkeit nach § 4 Abs. 5 KStG sind erfüllt, wenn eine juristische Person des öffentlichen Rechts eine Aufgabe wahrnimmt, die ihr "eigentümlich und vorbehalten" ist. Übernimmt die juristische Person in größerem Umfang Aufgaben, wie sie auch Privatpersonen ausüben, und tritt sie dadurch - auch nur ungewollt - in Wettbewerb zur privaten Wirtschaft, so ist die Tätigkeit nicht mehr der juristischen Person eigentümlich und vorbehalten.

9.
Nachfolgend werden verschiedene kirchliche Tätigkeiten und ihre steuerliche Einordnung aufgeführt:

a) Durchführung kultischer und anderer religiöser Handlungen = Kernbereich hoheitlicher Tätigkeit der Kirchen

Insoweit sei auf § 54 Abs. 2 AO verwiesen, der den steuerbegünstigten kirchlichen Zwecken insbesondere die Errichtung, Ausschmückung und Unterhaltung von Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der Toten, ferner die Verwaltung des Kirchenvermögens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener, die Alters- und Behindertenversorgung für diese Personen und die Versorgung ihrer Witwen und Waisen zuordnet. Diese Tätigkeiten sind dem hoheitlichen Aufgabenbereich der Kirchen zuzurechnen.

b) Friedhofsverwaltung = hoheitliche Betätigung

c) Durchführung von Katholikentagen und evangelischen Kirchentagen = hoheitliche Betätigung (Form der Glaubenverkündigung)

Bei der Durchführung von Katholikentagen und evangelischen Kirchentagen wird eine wirtschaftliche Tätigkeit dort ausgeübt, wo es an der unmittelbaren Glaubensverkündigung fehlt. Dieses gilt z.B. für den Verkauf von Essensmarken und Merchandisingartikeln, OFD Düsseldorf, Vfg. vom 1. Juli 1982 zur umsatzsteuerlichen Behandlung der Vereine zur Durchführung von Kirchentagen.

d) Fortbildungs- und Tagesstätten = hoheitliche Betätigung

Diese Einrichtungen sind dem hoheitlichen Bereich zuzuordnen, soweit sie nach kirchlichem Selbstverständnis dazu dienen, den Verkündigungsauftrag der Kirche wahrzunehmen. Dies gilt insbesondere für kirchliche Angebote an Christen und religiös Interessierte, z.B. Besinnungstage, Exerzitien, Seminare, Schulungen oder sonstige Veranstaltungen zu relevanten gesellschaftlichen Themen, in deren pluralistische Diskussion auch die Kirche ihren Standpunkt einbringen will. Entscheidend ist der spezifische kirchliche Charakter der Veranstaltungen. Dabei ist nach Auffassung der Finanzverwaltung dem kirchlichen Selbstverständnis eine weit reichende Bedeutung beizumessen.

Eine wirtschaftliche Betätigung, die einen BgA begründet, liegt erst dann vor, wenn die Angebote und Leistungen ihren spezifischen kirchlichen Charakter verlieren und die Kirche den Bereich der steuerfreien Vermögensverwaltung verlässt sowie in Wettbewerb mit privaten Wirtschaftsunternehmen tritt. In Zweifelsfällen hat die Finanzverwaltung bei den kirchlichen Behörden zu klären, nach welchen Maßgaben der Umfang des kirchlichen Verkündigungsauftrages einzugrenzen ist. Hierbei ist insbesondere der Gesichtspunkt des Wettbewerbs zu Wirtschaftsunternehmen zu beachten, OFD Chemnitz, Vfg. vom 5. Juli 2004.

e) Veräußerung kirchlichen Grundbesitzes = Teil der steuerfreien Vermögensverwaltung

f) zentrale Gehalts- und Abrechnungsstellen, Buchführungstätigkeiten, Gestellung von Personal (z.B. Küster, Organist)) = hoheitliche Betätigung

In Fällen wechselseitiger Hilfeleistung kirchlicher Einrichtungen bejaht die Rechtsprechung eine hoheitliche Tätigkeit der juristischen Person, wenn eine juristische Person des öffentlichen Rechts einer anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben Amtshilfe leistet. Damit wird insbesondere die Gestellung von Personal zwischen den Hoheitsbereichen einzelner öffentlicher Rechtsträger dem hoheitlichen, steuerlich nicht relevanten Bereich zugeordnet.

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der Bundesfinanzhof in einigen Urteilen den Begriff der Amtshilfe einschränkend auslegt. So sollen Tätigkeiten für andere juristische Personen des öffentlichen Rechts keine Amtshilfe darstellen, wenn die Tätigkeit ihrer Art nach privatwirtschaftlichen Charakter besitzt und daher auch von privaten Wettbewerbern wahrgenommen werden könnte, BFH BStBl. II 1990, 866.

Nach der Verfügung der OFD Chemnitz vom 5. Juli 2004 ist für die steuerliche Beurteilung der Charakter der Tätigkeit bei der auftraggebenden juristischen Person des öffentlichen Rechts entscheidend. Soweit die ausgelagerte Tätigkeit beim Auftraggeber selbst als hoheitliche Tätigkeit oder als körperschaftsteuerrechtlich unbeachtliche Hilfstätigkeit zu behandeln wäre, liege kein BgA vor. Werden jedoch z.B. Leistungen kirchlicher Rechenzentren auch Dritten, die nicht juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind, angeboten, so wird insoweit ein BgA begründet.

g) Entgeltliche Kirchturmbesteigung oder entgeltliche Kirchenführung = BgA

h) Kindergärten, Kinderhorte und Kindertagestätten = hoheitliche Betätigung

Bei diesen Einrichtungen steht, wenn sie in unmittelbarer kirchlicher Trägerschaft geführt werden, regelmäßig eine pastorale Aufgabenwahrnehmung im Vordergrund, die private Unternehmen nicht in gleicher Weise erfüllen können, OFD Chemnitz, Vfg. vom 5. Juli 2004.

i) Alten- und Altenpflegeheime, Krankenhäuser, Mahlzeitendienste und Sozialstationen = hoheitliche Betätigung

Bei diesen Tätigkeiten geht die Finanzverwaltung grundsätzlich von einem besonderen Bezug zum kirchlichen Verkündigungsauftrag aus. Diese Einrichtungen begründen somit als Ausdruck der tätigen Nächstenliebe grundsätzlich keinen BgA.

So wie aber auch gemeinnützige Einrichtungen bei fehlender unmittelbarer Verfolgung ihrer gemeinnützigen Zwecke einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb begründen können, so können auch die kirchlichen Träger der genannten Einrichtungen im Rahmen dieser Tätigkeit steuerlich relevante wirtschaftliche Betätigungen wahrnehmen, die einen BgA begründen. Beispielhaft sind zu nennen:

· Personalverpflegung

· Besuchercafeteria

· Krankenhauswäschereien (soweit Leistungen gegenüber Dritten erbracht werden)

· Krankenhausapotheke (soweit Leistungen gegenüber Dritten erbracht werden)

j) Basare, Pfarrfeste = BgA

Im Hinblick auf den potentiellen Wettbewerb zu steuerpflichtigen Dritten und den fehlenden unmittelbaren Bezug zum kirchlichen Verkündigungsauftrag begründen von Kirchengemeinden durchgeführte Basare und Pfarrfeste grundsätzlich einen BgA.

k) Gestellung von Schwestern durch einen Orden zur Erteilung von Schulunterricht an staatlichen Schulen = hoheitliche Betätigung, BFH BStBl. II 1972,70

l) Gestellung von Schwestern durch einen Orden für Bürodienste im Bischöflichen Ordinariat = hoheitliche Betätigung, BFH BStBl. II 1972,70

m) Vermietung von Sälen und Nebenräumen = in der Regel Teil der steuerfreien Vermögensverwaltung

Die Vermietung von Räumlichkeiten zur besseren Auslastung in Zeiten, in denen die Kirche die Räume für die Verwirklichung ihrer kirchlichen Zwecke nicht benötigt, kann noch der steuerfreien Vermögensverwaltung zugerechnet werden, wenn die Vermietungstätigkeit keinen über das bei langfristigen Vermietungen übliche Maß hinausgehenden Umfang annimmt und der Vermieter keine zusätzlichen Leistungen, wie z.B. Beköstigung, erbringt.

10.
Auch soweit die oben genannten Tätigkeiten von Kirchen und ihren Untergliederungen wirtschaftlicher Natur und somit zur Begründung eines BgA`s geeignet sind, ist für das Vorliegen eines BgA`s des Weiteren zu prüfen, ob die juristische Person mit dieser Tätigkeit in wirtschaftlich herausgehobener Weise tätig ist. Nach Auffassung der Finanzverwaltung ist in der Tatsache, dass der Jahresumsatz im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG EUR 30.678 nachhaltig übersteigt, ein wichtiger Anhaltspunkt für das wirtschaftliche Gewicht einer Betätigung zu sehen, Abschnitt 6 Abs. 5 Satz 1 Körperschaftsteuer-Richtlinien (KStR). Bei der Ermittlung des für das Vorliegen eines BgA`s relevanten Umsatzes sind die Umsätze aus gleichartigen Tätigkeiten zusammenzufassen. Eine automatische Zusammenfassung sämtlicher Umsätze, die eine juristische Person im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Betätigung erzielt, ist nicht zulässig.

11.
Wird ein nachhaltiger Jahresumsatz von EUR 30.678 im Einzelfall nicht erreicht, ist ein BgA nur anzunehmen, wenn hierfür besondere Gründe von der juristischen Person vorgetragen werden. Solche Gründe sind insbesondere gegeben, wenn die juristische Person des öffentlichen Rechts mit ihrer Tätigkeit zu anderen Unternehmen unmittelbar in Wettbewerb tritt, Abschnitt 6 Abs. 5 Satz 4 und 5 KStR. Die Begründung eines BgA`s kann im Hinblick auf einen möglicherweise hiermit verbundenen Vorsteuerabzug in Fällen des Vorsteuerüberhanges wirtschaftlich interessant sein.

12.
Sollte die maßgebende Umsatzgrenze überschritten werden, unterliegen etwaige Gewinne aus dieser Tätigkeit der Körperschaftsteuer. Im Falle einer nachhaltigen Gewinnerzielung besteht zudem Gewerbesteuerpflicht. In umsatzsteuerlicher Hinsicht erbringt die juristische Person, z.B. die Kirchengemeinde oder das Bistum, umsatzsteuerbare Umsätze. Soweit nicht im Einzelfall eine Steuerbefreiung eingreift, unterliegen diese Umsätze der Umsatzsteuerpflicht. Unabhängig vom ertragsteuerlichen Ergebnis des BgA`s hat die juristische Person die entstandene Umsatzsteuer unter Berücksichtigung ihres Vorsteuerabzuges an das Finanzamt abzuführen.

13.
Abschließend ist festzustellen, dass die Kirchen und ihre Untergliederungen aus steuerlicher Sicht in weitem Umfang in Wahrnehmung ihres Verkündigungsauftrages "hoheitlich" tätig werden. In zahlreichen Fällen kann es jedoch zur Begründung steuerlich relevanter Betriebe gewerblicher Art kommen, welche insbesondere Umsatzsteuer- aber auch Körperschaftsteuerzahlungen auslösen können.
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